
S� Von Jochen Thorwarth  
eit dem Jahreswechsel streitet die Republik 
über das neue Preissystem der Deutschen 

Bahn. Der Kunde möchte weniger zahlen, die 
Bahn mehr verdienen und die Politik mehr Bür-
ger auf die Schiene locken. Es wundert jedoch 
niemanden, dass zunächst einmal die Interessen 
des Systembevollmächtigten, hier also die der 
Bahn, realisiert werden. Doch das neue Preissy-
stem bleibt in der Kritik und dem Kundenwunsch 
nach niedrigeren Ticketpreisen wurde nur teil-
weise entsprochen. Der Bürger ist erzürnt und 
kehrt der Bahn den Rücken. Gibt es einen Weg, 
den Wünschen aller Beteiligten zu entsprechen? 
Abhilfe könnte die Senkung der Ticketpreise über 
eine Reduzierung der Mehrwertsteuer für Bahn-
reisen von mehr als 50 Kilometern schaffen. Das 
EU-Recht sieht diese Möglichkeit vor, eine Umset-
zung ist jederzeit möglich. Diese nicht neue Idee 
fand über das Wahlprogramm von Bündnis 90/
Die Grünen Eingang in den derzeit gültigen Koali-
tionsvertrag der Bundesregierung, ihre Umset-
zung ist für 2005 vorgesehen. Tatsächlich könnte 
die Förderung umweltfreundlichen Verhaltens 
über die Senkung der Mehrwertsteuer helfen, den 
Zielen aller eingangs genannten Interessengrup-
pen näher zu kommen. Die folgende Betrachtung 
untersucht diesen Ansatz als einen denkbaren 
Baustein zur Fortschreibung der ökologischen 
Finanzreform. 

 Das Instrument 
Mit dem regulären und zwei ermäßigten Steuer-
sätzen existiert bereits ein erprobtes Instrument 
zur politischen Einflussnahme über die Mehr-
wertsteuer. Der Einsatz des Instrumentes ist aus 
verteilungspolitischen Gründen (Lebensmittel), 
auf Grund ökonomischer (Rohstoffe) oder auch 
kulturpolitischer Motive (Printmedien) zulässig 
und etabliert.
Außer der geltenden ermäßigten Besteuerung des 
öffentlichen Personennahverkehrs beinhaltet das 

deutsche Mehrwertsteuersystem jedoch keine 
nennenswerten Regelungen mit ökologischer 
Wirkung. Und auch diese Begünstigung ist eher 
sozial- als umweltpolitisch motiviert.
Auf den ersten Blick erscheint es sinnvoll, die 
Möglichkeiten der Mehrwertsteuer zur Erweite-
rung des umweltpolitischen Instrumentariums 
zu nutzen. Sie erreicht als allgemeine Ver-
brauchssteuer mehr oder weniger alle Produkt- 
und Dienstleistungsgruppen. Mit Hilfe Anreize 
schaffender Steuersatzstaffeln träfe man gezielt 
das Verbraucherverhalten in ausgewählten, be-
sonders umweltrelevanten Produktgruppen. So 
zieht das EU-Grünbuch zur Integrierten Pro-
duktpolitik (IPP) die Mehrwertsteuer als eine 
Option zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit ökologisch vorteilhafter Produkte in Be-
tracht (1).

 Rechtliche Grundlagen
Der rechtliche Rahmen der Mehrwertsteuer wird 
in Brüssel abgesteckt. Die europäische Mehrsteu-
errichtlinie lässt den Mitgliedstaaten nur einen 
engen Spielraum zur nationalen Gestaltung des 
Systems (2).
Die Richtlinie setzt auf Grund der unterschied-
lichen Bedeutung der Mehrwertsteuereinnahmen 
für die EU-Haushalte nur Untergrenzen für die 
Höhe der Steuer, nach oben sind keine Grenzen 
gesetzt. Der reguläre Satz darf 15 Prozent nicht 
unterschreiten, die beiden zulässigen ermäßigten 
Sätze müssen mindestens 5 Prozent betragen. 
Deshalb schwankt die Höhe des regulären Satzes 
EU-weit zwischen 15 und 25 Prozent Manche 
Staaten erheben einen, im Fall Deutschland 7 
Prozent, andere beide zulässigen Ermäßigungs-
sätze.
Welche Produkte und Dienstleistungen ermäßigt 
besteuert werden dürfen, legt Anhang H der 
Richtlinie fest. Auf Grundlage dieser erschöp-
fenden Liste entscheiden die Einzelstaaten, welche 
ermäßigten Steuergegenstände sie in das natio-

nale System übernehmen. Solche mit ökolo-
gischer Wirkung finden sich dort, den öffentlichen 
Personenverkehr ausgenommen, nicht (3). 
Zur Erweiterung des Anhangs bedarf es des ein-
stimmigen Beschlusses des EU-Finanzminister-
rates – eine denkbar hohe Hürde, wenn die Liste 
um umweltorientierte Inhalte ergänzt werden soll! 
Für eine Modifizierung der Mehrwertsteuer nach 
ökologischen Kriterien muss der Weg über Brüs-
sel gehen. Dies ist nur unter Einhaltung der euro-
päischen Binnenmarktregeln vorstellbar. Insbe-
sondere muss sichergestellt werden, dass die 
bevorzugte Behandlung einzelner, ökologisch 
vorteilhafter Produkte nicht den Charakter einer 
unzulässigen Beihilfe für bestimmte Branchen 
oder Unternehmen annimmt. Um dies zu gewähr-
leisten, muss die Einstufung der ausgewählten 
Produkte streng anhand von Kriterien, die sich an 
objektiven Produkteigenschaften orientieren, er-
folgen. Auch die willkürliche Diskriminierung 
von Produkten aus den Partnerländern ist verbo-
ten. Die Herkunft des Produktes darf deshalb kein 
Argument für die Einstufung in die Steuerklassen 
sein.
Von ähnlicher Bedeutung ist die Frage, ob die 
Aufnahme des Umweltschutzes als Lenkungsziel 
das Neutralitätsprinzip der Mehrwertsteuer, also 
die Vorgabe alle Umsätze gleichermaßen zu bela-
sten, überstrapaziert. Die eingangs genannten 
Beispiele für Steuerermäßigungen aus sozialen, 
ökonomischen und kulturellen Gründen werden 
mit einem gesamtgesellschaftlichen Interesse be-
gründet. Doch spätestens seit Einführung der 
ökologischen Steuerreform gelten ökologische 
Aspekte ebenfalls als außerfiskalische Ziele der 
deutschen Steuerpolitik.

 Perspektiven in der EU
Die Position der EU-Kommission ist widersprüch-
lich. Im Zusammenhang mit der IPP wird der 
Mehrwertsteuer für die Zukunft eine bedeutende 
Rolle für den Umweltschutz zugesprochen. An 
anderer Stelle empfiehlt sie, nach Möglichkeit auf 
weitere Ausnahmen vom Regelsatz zu verzichten 
und eventuell sogar deren völlige Abschaffung in 
Betracht zu ziehen (3).
Der aktuellste Bezug findet sich bei einem zur Zeit 
laufenden EU-Pilotprojekt zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit im Bereich gering bezahlter Dienst-
leistungen. Um einen Anreiz zu schaffen, die Um-
sätze aus solchen Tätigkeiten wieder regulär zu 
versteuern und die Entstehung neuer Arbeitsplät-
ze in diesem Segment zu stimulieren, ist es den 
Mitgliedsstaaten erlaubt, auf Dienstleistungen wie 
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Die Mehrwertsteuer als umweltpolitisches Lenkungsinstrument

Ermäßigung mit Tücken
Das Verbraucherverhalten über die Höhe der Mehrwertsteuer in Richtung des 
vermehrten Konsums umweltfreundlicher Produkte zu lenken, ist keine neue 
Idee. Realisiert wurde sie bisher nicht. Ob die Mehrwertsteuer als ergänzendes 
Instrument für die Fortschreibung der ökologischen Finanzreform nutzbar ist, 
soll eine Betrachtung des Steuersystems und des rechtlichen Rahmens zeigen.
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zum Beispiel Fahrradreparaturen oder Reini-
gungsarbeiten den ermäßigten Steuersatz anzu-
wenden. Die reduzierte Belastung soll helfen, die 
durch hohe Personalkosten bedingte Unwirt-
schaftlichkeit zu mildern. Zahlreiche Staaten ma-
chen derzeit von dieser Möglichkeit Gebrauch. 
Deutschland nimmt an dem Versuch nicht teil. 
Von den Ergebnissen dieses Versuches macht die 
EU-Kommission abhängig, ob die Einführung wei-
terer, unter anderem ökologisch begründeter 
Steuerermäßigungen in Betracht kommt (4). Das 
Projekt wurde wiederholt verlängert, zuletzt bis 
Ende 2003. Die Kommission erwägt bereits eine 
dauerhafte Übernahme des Modells in das euro-
päische Mehrwertsteuerrecht (5).
Neben den rechtlichen und politischen Hürden, 
die Brüssel für die Idee einer Mehrwertsteuer mit 
ökologischer Komponente darstellt, ist die EU-
übergreifende Entwicklung des Systems aber auch 
eine Chance. Berücksichtigt die weitere Harmoni-
sierung auch ökologische Aspekte, wäre eine weit-
reichende Wirksamkeit der Maßnahme gewiss.

 Anforderungen an eine Reform
Zur Gewährleistung der Wirksamkeit einer Mehr-
wertsteuer mit ökologischer Komponente müssen 
folgende Anforderungen an denkbare Modelle 
gestellt werden: 
● Der durch die Anwendung des ermäßigten 
Satzes entstandene Preisvorteil muss für den Ver-
braucher deutlich erkennbar sein – sonst ist eine 
lenkende Wirkung etwa für eine breite Produkt-
palette mit einer großen Preisspanne nicht zu 
erwarten.
● Die Weitergabe der Ermäßigung durch den 
Verkäufer an den Kunden muss sichergestellt 
werden. Andernfalls käme es lediglich zu einer 
Verbreiterung der Marge für den Händler.
● Klare Umweltqualitätsziele ermöglichen eine 
sinnvolle Beurteilung der Wirksamkeit von Len-
kungsmaßnahmen. Dazu könnten in Anlehnung 
an die Vergabekriterien für Umweltzeichen klar 
definierte Anforderungen für die ermäßigte Ver-
anlagung formuliert werden. 
● Um das Funktionieren des Systems zu garantie-
ren und um unverantwortbaren Aufwand zu ver-
meiden, sollte die Anzahl der gewährten Ausnah-
men vom Regelsatz gering gehalten werden. So 
wird den berechtigten Warnungen vor einem ad-
ministrativem Kollaps des deutschen Steuersy-
stems Rechnung getragen. Auch für Unternehmen 
mit einer breiten Produktpalette wird der Verwal-
tungsaufwand mit zunehmender Anzahl von Aus-
nahmen unzumutbar groß.

● Außerdem sollte darauf verzichtet werden, 
Umweltanforderungen an das Herstellungsverfah-
ren von Produkten zu stellen. Der damit verbun-
dene Kontrollaufwand, insbesondere bei auslän-
dischen Gütern, wäre kaum zu bewältigen.

 Fazit
Mit zwei Ermäßigungssätzen stehen bereits er-
probte Lenkungsinstrumente zur Verfügung. Aus 
umweltpolitischer Sicht interessante Produkte 
und Dienstleistungen werden bei der gegenwär-
tigen Zusammensetzung der Ermäßigungsliste mit 
Ausnahme des öffentlichen Personenverkehrs 
jedoch nicht erreicht. Da eine kurzfristige Ände-
rung des Anhanges wegen des konsensuellen 
Verfahrens nicht zu erwarten ist, sollte im Zuge 
der europäischen Harmonisierung der Mehrwert-
steuerregeln auf eine Integration ökologisch 
sinnvoller Komponenten hingewirkt werden. Zu-
nächst einmal bleibt abzuwarten, ob der redu-
zierte Steuersatz im Schienenfernverkehr kommt 
und welche Effekte davon ausgehen. Die Öko-
Mehrwertsteuer ist kein Instrument für den brei-
ten Einsatz. In ausgewählten Einzelfällen kann sie 
das ökologisch-ökonomische Instrumentarium 
sinnvoll ergänzen (6).
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